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nen Änderung dem Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen; um zu gewährleisten, daß diese Anlagen mit an­
deren internationalen Abkommen über die Beförderung 
gefährlicher Güter übereinstimmen, kann der General­
sekretär ebenfalls Änderungen der Anlagen dieses Ab­
kommens vorschlagen.

2. Der Generalsekretär teilt jeden nach Absatz 1 dieses Ar­
tikels gemachten Vorschlag allen Vertragsparteien mit und 
bringt ihn den anderen nach Artikel 6 Absatz 1 in Be­
tracht kommenden Ländern zur Kenntnis.

3. Jede vorgeschlagene Änderung der Anlagen gilt als an­
genommen, wenn nicht innerhalb von drei Monaten seit 
dem Tage ihrer Zirkulierung durch den Generalsekretär 
wenigstens ein Drittel der Vertragsparteien — oder fünf 
von ihnen, wenn ein Drittel diese Zahl übersteigt — dem 
Generalsekretär schriftlich die Ablehnung des Änderungs­
vorschlages mitteilt. Gilt die Änderung als angenommen, 
so tritt sie für alle Vertragsparteien entweder nach Ab­
lauf einer weiteren Frist von drei Monaten in Kraft 
oder — wenn die in Absatz 1 dieses Artikels erwähnten 
anderen internationalen Abkommen entsprechend geän­
dert worden sind oder voraussichtlich geändert werden — 
nach Ablauf einer Frist, die der Generalsekretär so fest­
setzt, daß die Änderung möglichst gleichzeitig mit den 
beschlossenen oder zu erwartenden Änderungen der ande­
ren Abkommen in Kraft tritt; diese Frist muß jedoch 
mindestens einen Monat betragen.

4. Der Generalsekretär teilt allen Vertragsparteien und allen 
nach Artikel 6 Absatz 1 in Betracht kommenden Staaten 
so bald wie möglich jeden Einwand mit, den er von den 
Vertragsparteien gegen eine vorgeschlagene Änderung er­
halten hat.

5. Gilt die vorgeschlagene Änderung der Anlagen nicht als 
angenommen, hat aber wenigstens eine der Vertragspar­
teien, die den Vorschlag nicht eingereicht haben, dem 
Generalsekretär schriftlich ihre Zustimmung zu dem 
Vorschlag mitgeteilt, so beruft der Generalsekretär eine 
Tagung aller Vertragsparteien und aller nach Artikel 6 
Absatz 1 in Betracht kommenden Staaten ein, und zwar 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der dreimona­
tigen Frist, während der nach Absatz 3 dieses Artikels 
Einwände gegen die Änderung vorzubringen sind. Der 
Generalsekretär kann zu einer solchen Tagung auch Ver­
treter
a) zwischenstaatlicher Organisationen, die für Transport­

fragen zuständig sind,
b) nichtstaatlicher internationaler Organisationen, deren 

Tätigkeit unmittelbar mit dem Transport gefährlicher 
Güter auf den Hoheitsgebieten der. Vertragsparteien 
zusammenhängt,

einladen. ,

6. Jede Änderung, die von mehr als der Hälfte aller Ver­
tragsparteien auf einer nach Absatz 5 dieses Artikels ein- 
berufenen Tagung angenommen worden ist, tritt für alle 
Vertragsparteien entsprechend dem Verfahren in Kraft, 
das auf einer solchen Tagung von der Mehrheit der an­
wesenden Vertragsparteien beschlossen wurde.

Artikel 15
Neben den in den Artikeln 13 und 14 vorgesehenen Mittei­

lungen gibt der Generalsekretär der Vereinten Nationen den 
nach Artikel 6 Absatz 1 in Betracht kommenden Staaten sowie 
den Staaten, die nach Artikel 6 Absatz 2 Vertragsparteien ge­
worden sind, bekannt:

a) Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritte gemäß 
Artikel 6,

b) die Zeitpunkte, zu denen dieses Abkommen und seine 
Anlagen gemäß Artikel 7 in Kraft treten,

c) Kündigungen gemäß Artikel 8,
d) das Außerkrafttreten des Abkommens gemäß Artikel 9,
e) Mitteilungen und Kündigungen, die gemäß Artikel 10 

eingegangen sind,

f) Erklärungen und Mitteilungen, die gemäß Artikel 12 
Absatz 1 und 2 eingegangen sind,

g) die Annahme und den Zeitpunkt des Inkrafttretens von 
Änderungen gemäß Artikel 14 Absatz 3 und 6.

Artikel 16
1. Das Unterzeichnungsprotokoll dieses Abkommens hat die­

selbe Rechtskraft, Wirksamkeit und Geltungsdauer wie 
das Abkommen selbst und ist als dessen Bestandteil an­
zusehen.

2. Bei diesem Abkommen sind nur die Vorbehalte zulässig, 
die in das Unterzeichnungsprotokoll aufgenommen sind 
oder die nach Artikel 12 gemacht werden.

Artikel 17
Nach dem 15. Dezember 1957 wird das Original dieses Ab­

kommens Deim Generalsekretär der Vereinten Nationen hin­
terlegt, der allen nach Artikel 6 Absatz 1 in Betracht kommen­
den Staaten beglaubigte Abschriften davon zustellt.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu ordnungsgemäß 
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet.

AUSGEFERTIGT in Genf am dreißigsten September neun­
zehnhundertsiebenundfünfzig in einfacher Ausfertigung in 
englischer und französischer Sprache für das Abkommen selbst 
und in französischer Sprache für die Anlagen, wobei für das 
Abkommen selbst der Wortlaut in beiden Sprachen gleicher­
maßen gültig ist.

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird ersucht, 
eine offizielle Übersetzung der Anlagen in englischer Sprache 
anzufertigen und diese den in Artikel 17 erwähnten beglau­
bigten Abschriften beizufügen.

Unterzeichnungsprotokoll 
zum Europäischen Abkommen 

über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR)

Bei der Unterzeichnung des Europäischen Abkommens über 
die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße (ADR) haben die ordnungsgemäß Bevollmächtigten

1. IN DER ERWÄGUNG, daß" die Bedingungen für die Be­
förderung gefährlicher Güter zur See nach und von dem 
Vereinigten Königreich wesentlich von denen der An­
lage А des ADR abweichen und daß es nicht möglich 
ist, sie in absehbarer Zeit letzteren anzupassen,

IN ANBETRACHT DESSEN, daß das Vereinigte König­
reich sich verpflichtet hat, zur Ergänzung der Anlage A 
einen besonderen Anhang vorzulegen, der Sondervor­
schriften für die Beförderung gefährlicher'Güter auf der 
Straße und zur See zwischen dem Festland und dem Ver­
einigten Königreich enthält,
VEREINBART, daß bis zum Inkrafttreten eines solchen 
besonderen Anhangs gefährlicher Güter, die nach den Be­
stimmungen des ADR nach und von dem Vereinigten 
Königreich befördert werden, den Bestimmungen der An­
lage А des ADR und auch den Bedingungen des Vereinig­
ten Königreiches über die Beförderung gefährlicher Gü­
ter zur See entsprechen müssen;

2. KENNTNIS GENOMMEN von einer Erklärung des Ver­
treters Frankreichs, nach der die Regierung der Franzö­
sischen Republik sich abweichend von Artikel 4 Absatz 2 
das Recht vorbehält, die auf dem Hoheitsgebiet einer an­
deren Vertragspartei im Verkehr befindlichen Fahrzeuge 
unabhängig vom Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme zur Be­
förderung gefährlicher Güter auf französischem Hoheits­
gebiet nur zuzulassen, wenn sie den Bedingungen für die 
Beförderung der betreffenden Güter in der Anlage В oder 
denen in den französischen Vorschriften über die Beför­
derung gefährlicher Güter auf der Straße entsprechen;
und


